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Die Studie dient dar ideologiach-theoretischen Vorbereitung 
des X. Parlaments der FDJ. !hr Ziel besteht 
iM der Analyse der Ergebnisse der sozialistischen yMpewdpo- 
litik, die auf der Grnndiape der Beschlüsse dea Vt!t. Par­
teitapes der SED erreicht wurden, insbesondere bei der Ent­
wicklung wesentlicher Seiten des sozialistischen Klassonbe- 
wußtseins der Jugend, ihrer gesellschaftlichen Aktivität, 
ihrer Bereitschaft zur aUseitipen Stärkung der DDR, bei der 
politischen and organisatorischen Festigung dar PDJ; 
in der Bestimmung wesentlicher Bedingungen, die diese Pro­
zesse fördern bzw. hemmen
und in der Erarbeitung bzw. Vorbereitung von Empfehlungen und 
Folgerungen für die vom X. Parlament zu beschließenden Doku­
mente zur kommunistischen Erziehung der fugend.
ca. 7400 junge Werktätige (junge Arbeiter, Lehrlinge, Ange­
stellte, tntelHpenz) ans den Bezirken Berlin, Leipzig, Karl- 
Marx-Stadt and Rostock;
ca. 2300 Staaentew verschiedener Hoch- und Fachschulen der DDR 
Die Ergebnisse sind repräsentativ für (unge Werktätige der an­
gegebenen Bezirke und annähernd repräsentativ für die gesamte 
werktätige Jugend der DDR im Alter von Z7 - 13 Jahren. Bei den 
Studenten erstreckt sich die Repräsentativität nur auf die ein 
bezogenen Einrichtungen.
Dr. P. Förster in enger Zusammenarbeit mit Genossen der Abt. 
Jugend im ZK der SED und der Abt. Jugendforschung im Zentral- 
rat der FDJ.
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0. Einleitung
Der Hauptweg für die klassenmäßige Erziehung der heranwachsen- 
den Generationen ist die Teilnahme der Jugend am Kampf der Ar­
beiterklasse und aller Werktätigen für die allseitige Entwick­
lung der sozialistischen Gesellschaft in der DDR, für die Ent­
wicklung der sozialistischen Staatengemeinschaft. Besonders 
vom Klassenbewußtsein der Arbeiterjugend, ihrer Arbeitsmoral 
und ihren Leistungen im sozialistischen Wettbewerb hängt die 
Erfüllung unserer Volkswirtschaftspläne maßgeblich mit ab. (§ 8, 
Abs. 2 des Jugendgesetzes)
Das Jugendgesetz der DDR vom 28.1.1974 betont die eigene Ver­
antwortung der Jugend für ihre sozialistische Entwicklung und 
für die Mitgestaltung des gesellschaftlichen Lebens. Die Freie 
Deutsche Jugend als Interessenvertreterin und politische Orga­
nisation der Jugend der DDR trägt eine große Verantwortung für 
die Verwirklichung sozialistischer Jugendpolitik in der DDR.
Das Jugendgesetz der DDR ist eines der wichtigsten Instrumente 
bei der Verwirklichung sozialistischer Jugendpolitik in der 
DDR. Die Teilnahme der werktätigen Jugend an der Plandiskus­
sion, am sozialistischen Wettbewerb unter den konkreten Be­
dingungen eines Betriebes muß den Grundsatz, sowohl hohe For­
derungen an die junge Generation zu stellen als auch immer 
bessere Bedingungen für die allseitige Entwicklung der Persön­
lichkeit junger Menschen zu schaffen, auch konkret zum Aus­
druck bringen. Die kollektive Erarbeitung und Umsetzung der 
Jugendförderungspläne erweist sich dabei als eine Hauptmetho­
de.
Dieser Bericht untersucht die Einstellung der werktätigen Ju­
gend zum Jugendgesetz der DDR und ihre Teilnahme an der Lei­
tung gesellschaftlicher Prozesse im Betrieb. Es wird dabei be­
rücksichtigt, daß das Jugendgesetz ein Perspektivprogramm so­
zialistischer Jugendpolitik in der DDR ist, so daß mit diesem 
Bericht lediglich die erste Realisierungsphase des neuen Ge­
setzes erfaßt werden kann.
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1. Die Einstellung der werktätigen Jugend zum Jugendgesetz
1.1. Die persönliche Bedeutsamkeit des Jugendgesetzes
Das Jugendgesetz besitzt für die jungen Werktätigen der DDR 
eine große persönliche Bedeutung. 80 % messen diesem Gesetz 
eine große persönliche Bedeutung, davon 35 % eine sehr große 
persönliche Bedeutung bei. Lediglich 4 % haben keinen persön­
lichen Bezug zu diesem Gesetz. Daran wird deutlich, daß das 
Jugendgesetz der DDR in hohem Maße die persönlichen und ge­
sellschaftlichen Interessen der werktätigen Jugend widerspie­
gelt und somit ein massenpolitisch höchst wirksames Instru­
ment zur Realisierung sozialistischer Jugendpolitik in der 
DDR ist.
Der starke persönliche Bezug zum Jugendgesetz ist in allen 
sozialen Teilgruppen der werktätigen Jugend (Arbeiter, Ange­
stellte, Intelligenz, Lehrlinge), unabhängig vom Geschlecht, 
vorhanden. Auch territorial und in den Industriezweigen tre­
ten keine großen Unterschiede in der Bewertung auf. Den stärk­
sten persönlichen Bezug zum Jugendgesetz haben die Lehrlinge, 
besonders die der Landwirtschaft.
Tab. 1: Die persönliche Bedeutung des Jugendgesetzes für 
junge Werktätige
Gruppe sehr groß groß gering sehr gering/ 
keine Be­
deutung




















Die im Bereich der landwirtschaftlichen Produktion tätigen so­
zialen Teilgruppen (Arbeiter, Angestellte, Lehrlinge) heben 
sich durch einen tendenziell stärkeren persönlichen Bezug zum 
Jugendgesetz ab. Ein tendenziell stärkerer persönlicher Bezug
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ist auch für die jungen Arbeiterinnen, Angestellten, Ange­
hörigen der Intelligenz, weiblichen Lehrlinge gegenüber den 
männlichen charakteristisch.
Als weitere Determinanten der persönlichen Bedeutsamkeit des 
Jugendgesetzes können Alter und politisch-ideologische Posi­
tion bzw. gesellschaftliche Aktivität angesehen werden. Die 
große und sehr große persönliche Bedeutsamkeit des Jugendge­
setzes nimmt von 92 % bei den 16-17jährigen Berufstätigen bis 
71 % bei den über 24jährigen der gleichen Population ab.
Ideologisch gefestigte Jugendliche bewerten die persönliche 
Bedeutsamkeit des Jugendgesetzes höher (94 %) und unterschei­
den sich damit sehr deutlich von ideologisch weniger profilier­
ten Jugendlichen (nur 18 %), von denen jeder vierte angibt, 
daß das Jugendgesetz nur sehr geringe oder keine Bedeutung 
für ihn besitzt. Die gesellschaftliche Aktivität der Jugend­
lichen, die in hohem Maße die ideologischen Positionen mit 
widerspiegelt, differenziert in gleicher Richtung. Sekretäre 
von FDJ-Grundorganisationen haben einen stärkeren persönli-' 
chen Bezug zum Jugendgesetz (99 %) als Gruppenleiter/Lei­
tungsmitglieder (85 %) und Nichtfunktionäre der FDJ (78 %); 
FDJ-Mitglieder haben einen stärkeren persönlichen Bezug als 
Nichtmitglieder. Der Grad gesellschaftlicher Aktivität drückt 
sich dabei nicht nur quantitativ (im Grad der Zustimmung), 
sondern auch qualitativ (in einem vergleichsweise höheren un­
eingeschränkt positivem Urteil) aus.
1.2. Die Verantwortung der Leitung der FDJ-Kollektive bei 
der Verwirklichung des Jugendgesetzes
37 % aller Jugendlichen sind der Auffassung, daß die Leitung 
ihres FDJ-Kollektivs der Verantwortung bei der Verwirklichung 
des Jugendgesetzes gerecht wird, 18 % verneinen dies und 45 % 
sehen sich außerstande, das zu beurteilen. Zwischen den Tätig­
keitsgruppen bestehen Differenzierungen. Junge Angehörige der 
Intelligenz trauen sich mehr Urteilsvermögen in bezug auf ihre 
FDJ- Leitung zu als junge Arbeiter. Gleichzeitig schätzen sie
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die Verantwortlichkeit ihrer FDJ-Leitungen auch höher ein. 
Da beide Erscheinungen subjektive Ursachen haben können und 
hier auch in engem Zusammenhang stehen, darf die geringere 
Bewertung der Verantwortung der FDJ-Leitungen durch junge 
Arbeiter nicht isoliert interpretiert werden.
Tab. 2: Wird die Leitung Ihres FDJ-Kollektivs ihrer Verant­
wortung bei der Verwirklichung des Jugendgesetzes 
gerecht?
Gruppe ja nein kann ich
nicht be­
urteilen
Werktätige ges 37 18 45
Arbeiter 34 17 49
Angestellte 35 17 47
Intelligenz 44 22 33
Lehrlinge 42 20 38
Ein klares Bild ergibt die Gegenüberstellung bei der Ein­
schätzung der Verantwortlichkeit zwischen FDJ-Mitgliedern 
und ehemaligen FDJ-Mitgliedern bzw. Nichtmitgliedern. Wäh­
rend FDJ-Mitglieder die Verantwortungswahrnehmung ihrer Lei­
tungen zu 42 % (Berufstätige) bzw. zu 43 % (Lehrlinge) be­
jahen, äußern das nur 13 % (Berufstätige) bzw. 6 % (Lehr­
linge) der Nichtmitglieder.
Jugendliche mit ausgeprägt positiven ideologischen Einstel­
lungen geben weitaus häufiger an, daß ihre FDJ-Leitungen der 
Verantwortung gerecht werden als ideologisch wenig profilier­
te Jugendliche.
Wie die Lehrlinge selbst einschätzen, werden ihre FDJ-Lei­
tungen von Lehrjahr zu Lehrjahr ihrer Verantwortung gegen­
über dem Jugendgesetz besser gereckt (1. und 2. Lehrjahr 
39 %, 3. Lehrjahr 52 %). Eine entgegengesetzte Tendenz er­
gibt sich allerdings bei Lehrlingen mit Abiturkurs (58 %,
48 %, 35 %). Die Tatsache, daß nahezu die Hälfte aller Ju­
gendlichen die Aktivitäten der Leitung des FDJ-Kollektivs
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nicht zu beurteilen vermag, läßt den Schluß zu, daß die Lei­
tungstätigkeit für den einzelnen Jugendlichen nur wenig spür­
bar wird.
1.3. Persönliche Erfahrungen bei der Durchsetzung des Jugend­
gesetzes im Betrieb
Tab. 3: Wurde der Jugend in Ihrem Betrieb/in Ihrer Genossen­




2. mit gewissen Einschränkungen zu
3. kaum zu
4. überhaupt nicht zu
5. das kann ich nicht beurteilen
Gruppe 1. 2. 3. 4. 5.
Werktätige ges 37 43 11 3 5
Arbeiter 37 42 11 3 7
Angestellte 38 45 10 2 5
Intelligenz 34 43 15 5 4
Lehrlinge 38 42 12 4 4
Die Frage, die den Zeitraum der letzten zwei Jahre einschließt, 
zielt auf die Realisierung des Grundsatzes der Jugendpolitik 
der SED, auf das Grundanliegen des Jugendgesetzes.
80 % der Jugendlichen spüren, daß in ihrem unmittelbaren Ar­
beite- und Lebensbereich nach diesem Grundsatz verfahren wird. 
Das zeugt von einer breiten Umsetzung des Jugendgesetzes in 
die durch die Jugendlichen selbst gestaltete Praxis. Aller­
dings verweisen die Jugendlichen, die bei der positiven Be­
antwortung dieser Frage gewisse Einschränkungen geltend ma­
chen, auf die noch bestehenden Reserven in der wirksamen Um­
setzung des Jugendgesetzes.
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Bemerkenswert ist, daß sich zwischen der berufstätigen Jugend 
und den Lehrlingen keine Differenzen zeigen. Nur innerhalb der 
Gruppe der Lehrlinge selbst kommt es zu folgenden entgegenge­
setzten Tendenzen:
- in höheren Lehrjahren wird die Wirkung des Jugendgesetzes 
(Vertrauen und Verantwortung) nicht mehr so deutlich empfun­
den
- andererseits wird die praktische Wirkung sozialistischer Ju­
gendpolitik von Lehrlingen im Abiturkurs stärker empfunden 
als von anderen Lehrlingen.
Zwischen jungen Berufstätigen und Lehrlingen, die nicht Mit­
glied der FDJ sind, und den FDJ-Mitgliedern bestehen Unter­
schiede. Während Nichtmitglieder die Wirkung sozialistischer 
Jugendpolitik weniger zu verspüren glauben als Mitglieder der 
FDJ, fühlen sie sich zugleich weitaus weniger in der Lage, das 
einschätzen zu können. Auch in bezug auf andere Merkmale wird 
deutlich, daß die Beantwortung dieser Frage maßgeblich von den 
ideologischen Positionen der Jugendlichen beeinflußt wird. Ju­
gendliche mit ausgeprägtem ideologischen Profil spüren die 
praktische Wirkung unserer Jugendpolitik weitaus deutlicher 
(52 %) als ideologisch wenig profilierte Jugendliche (1ß %).
1.4. Die Verantwortung für die Verwirklichung des Jugendge­
setzes
Eindeutig kommt die große Verantwortung der Jugendlichen für 
das Jugendgesetz in den 92 % derer, die sie für sich selbst 
sehen, zum Ausdruck. Auch die weitere Rangfolge "Leitungen der 
FDJ-Kollektive" 78 % und "staatliche Leiter" 62 % ist positiv 
zu beurteilen. Ein derartiges Ergebnis zeugt von einem gut ent­
wickelten Bewußtsein über die Aufgaben, Rechte und Pflichten 
der jungen Generation bei der Durchsetzung des sozialistischen 
Jugendgesetzes. Es stimmt auch im hohen Maße mit der Identifi­
zierung der Jugendlichen (vgl. 1.1. persönliche Bedeutsamkeit 
des Jugendgesetzes) mit dem Jugendgesetz überein. Auch die 
hohe Bedeutung, die die Jugendlichen den FDJ-Leitungen, also 
ihren konkreten Interessenvertretern beimessen, ist positiv 
zu bewerten.
Besondere Beachtung verdient die Tatsache, daß diese Rangfolge 
in allen Teilgruppen der Jugend vorhanden ist.
Tab. 4: Wer ist Ihrer Meinung nach für die Verwirklichung des 
Jugendgesetzes verantwortlich?
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Gruppe staatlicher Leitungen jeder Ju-
Leiter der FDJ- gendliche
Kollektive
Werktätige ges 62 78 92
Arbeiter 65 79 90
Angestellte 69 81 9ß
Intelligenz 82 89 92
Lehrlinge 49 73 95
(jeweilige Differenz der Prozentzahlen zu 100 % = nein)
Berücksichtigt man, daß die jungen Angehörigen der Intelligenz 
zum großen Teil selbst Leiter sind, ist der höhere Anteil die­
ser Gruppe bei der Einschätzung der Verantwortung der staatli­
chen Leiter als Eigenverantwortlichkeit durchaus positiv zu 
sehen. Für die meisten Lehrlinge dagegen ist die konkrete Ver­
antwortlichkeit ihrer FDJ-Leitungen weitaus besser vorstell­
bar als die der staatlichen Leiter. Davon zeugt auch, daß nur 
48 % der Lehrlinge, die FDJ-Mitglieder sind, der staatlichen 
Leitung Verantwortung für die Durchsetzung des Jugendgesetzes 
zubilligen, dagegen aber 79 % der Lehrlinge, die nicht Mit­
glieder der FDJ sind. Deutliche Differenzen gibt es nur bei 
den Lehrlingen mit Abiturausbildung, die gegenüber den anderen 
Lehrlingen den FDJ-Leitungen mehr Verantwortung zusprechen.
Wie es in bezug auf die staatlichen Leiter zwischen FDJ-Mit- 
gliedern und Nichtmitgliedern (Lehrlinge) Unterschiede gibt, 
so treten diese bei den werktätigen Jugendlichen auch in bezug 
auf die Leitungen der FDJ-Kollektive zwischen FDJ-Mitgliedem 
(82 %) und Nichtmitgliedern (69 %) auf. Deutlich wird hier be­
sonders, daß die Verantwortlichkeit für die Durchsetzung des
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Jugendgesetzes von staatlichen Leitungen und FDJ-Leitungen 
nicht als eine Art Konkurrenz gesehen wird, sondern als eine 
gemeinsam zu lösende Aufgabe. Das wird auch durch die hohe 
Korrelation bestätigt, die zwischen beiden Verantwortungsträ­
gern besteht - der größte Teil der Jugendlichen, der sich für 
die Verantwortung der staatlichen Leiter ausspricht, tut das 
auch für die der FDJ-Leitungen.
Sehr klar setzen sich die Jugendlichen für die persönliche Ver­
antwortung jedes einzelnen bei der Verwirklichung des Jugend­
gesetzes ein (92 %). Nur einige besondere Teilgruppen bleiben 
unter diesem Durchschnitt. So die Lehrlinge, die nicht Mit­
glied der FDJ sind (79 %), Schulabgänger der 7. Klasse (79 %) 
und auch die Lehrlinge der 3. Lehrjahre (84 %) im Vergleich 
zu den anderen Lehrlingen (95 %).
2. Die Teilnahme der Jugend an der Leitung der gesellschaft­
lichen Prozesse im Betrieb_______ ________________________
2.1. Die persönliche Teilnahme der Jugendlichen an der Bera­
tung des Jugendförderungsplanes und an der Plandiskus­
sion
Der Grad der Einbeziehung der Jugendlichen in die konkrete Be­
ratung der Jugehdförderungspläne steht im Widerspruch zu der 
großen Bedeutung, die die jungen Werktätigen dem Jugendgesetz 
beimessen.
Lediglich jeder fünfte junge Werktätige (21 %) hat an der Be­
ratung des Jugendförderungsplanes teilgenommen; zwei Drittel 
(64 %) hätten es jedoch gern getan. Da der Anteil der Desinteres­
sierten mit 15 % relativ klein ist, muß der Stand der Einbe­
ziehung der Jugendlichen in die Diskussion als mangelhaft ein­
geschätzt werden. Auf diese Weise nehmen die Jugendlichen nur 
ungenügend an der sozialistischen Demokratie teil und ihre 
schöpferischen Potenzen werden nicht genügend mobilisiert.
In den sozialen Teilgruppen treten erhebliche Unterschiede 
auf, die sich teilweise auch in den Industriezweigen, aber 
nicht territorial widerspiegeln. Die Differenz zwischen der
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persönlichen Bedeutsamkeit des Jugendgesetzes und der Teil­
nahme an der Beratung des Jugendförderungsplanes ist bei den 
jungen Angehörigen der Intelligenz am geringsten, bei den 
Lehrlingen am größten. Es treten keine typischen Geschlech­
terunterschiede in der Teilnahme auf.
Tab. 5: Teilnahme an der Beratung des Jugendförderungs­
planes
Gruppe ja nein, hätte nein, auch
ich gern ge- kein Interes- 
tan se
Werktätige ges 21 64 15
Arbeiter 22 60 18
Angestellte 25 65 10
Intelligenz 35 57 7
Lehrlinge 13 71 16
Das Alter junger Berufstätiger steht nur in einem leichten 
Zusammenhang zur Teilnahme an solchen Beratungen. Ältere - 
Berufstätige (über 22 Jahre) nahmen in etwas größerem Maße 
(32 %) an Beratungen teil als jüngere (21 %).
Die ideologische Position und die gesellschaftliche Aktivi­
tät der jungen Werktätigen differenzieren am stärksten. Ideo­
logisch gefestigte junge Werktätige (38 %) nahmen häufiger 
an der Beratung teil als ideologisch wenig gefestigte (14 %)i 
FDJ-Funktionäre nahmen häufiger an der Beratung teil als 
Nichtfunktionäre, FDJ-Mitgiieder mehr als Nichtmitglieder 
(letzteres trifft aber nicht auf Lehrlinge zu). Das läßt 
den Schluß zu, daß es noch nicht gelang, die Mehrzahl der 
Jugendlichen in die Beratung der Jugendförderungspläne ein­
zubeziehen.
Die Aktivität der studentischen Jugend bei der Mitarbeit 
am Jugendförderungsplan der Studieneinrichtung wird durch 
eine starke Uninformiertheit beträchtlich gehemmt. Nur 4 % 
der befragten Studenten bejahen die Existenz eines solchen
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Planes und kennen ihn genau, weitere 17 % kennen ihn teilwei­
se, aber 58 % verneinen die Existenz eines solchen Planes bzw. 
wissen nicht, ob es einen gibt. Der Grad der Informiertheit 
an den größeren Einrichtungen des Hochschulwesens liegt dabei 
niedriger als an den für die Studenten überschaubareren Fach- 
schuleinrichtungen.
Etwas günstiger als bei der Teilnahme an der Beratung der Ju­
gendförderungspläne sieht die Einbeziehung der jungen Werktä­
tigen in die Plandiskussion ihres Betriebes für 1975 aus, je­
doch gelang es auchnhierbei nur, ein reichliches Drittel der 
Jugendlichen (36 %) in die Diskussion einzubeziehen. Wenn man 
davon ausgeht, daß sich die Massenbewegung zur Verwirklichung 
der vom VIII. Parteitag der SED gestellten Hauptaufgabe in al­
len Bereichen der Volkswirtschaft auf der Grundlage der Volks­
wirtschaftspläne vollzieht, so muß dieser Stand der Einbezie­
hung Jugendlicher in die Plandiskussion und ihre Teilnahme an 
der sozialistischen Demokratie im Betrieb als unzureichend 
eingeschätzt werden.
Tab. 6: Teilnahme jünger Werktätiger an der Plandiskussion 
1975 ihres Betriebes
Gruppe ja nein
aber das hat- daran hatte 
te ich gern ich auch kein
getan Interesse

















Etwa die Hälfte der befragten jungen Werktätigen hätte gern 
an der Diskussion teilgenommen. Zwischen den verschiedenen 
sozialen Teilgruppen bestehen bedeutsame Unterschiede. Ten­
denzielle Unterschiede bestehen auch zwischen den Geschlech­
tern (männliche Werktätige nahmen stärker an der Plandiskus-
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sion teil) und zwischen den Bezirken Rostock und Karl-Marx- 
Stadt einerseits (stärkere Teilnahme) und den Bezirken 
Leipzig und Berlin andererseits.
Die geringe Beteiligung der Lehrlinge (auch des 2. Lehrjahres) 
an der Plandiskussion bei dem vorhandenen starken Interesse 
für diese Problematik macht auf große Reserven in der Erzie­
hung der jüngsten Werktätigen zu volkswirtschaftlichem Denken 
aufmerksam.
Die Tatsache, daß Angehörige der Intelligenz, ideologisch ge­
festigte Jugendliche und FDJ-Funktionäre in viel stärkerem 
Maße an der Plandiskussion teilnehmen, deutet darauf hin, daß 
sich die Plandiskussion vornehmlich auf beruflich oder gesell­
schaftlich leitend tätige Jugendliche beschränkt, d.h. auf 
Jugendliche, die von sich aus bzw. durch ihre Stellung oder 
Funktion zwangsläufig an der Plandiskussion teilnehmen.
2.2. Vorschläge der FDJ-Kollektive zum Jugendförderungsplan 
und zur Plandiskussion 1975
Insgesamt zeigt sich, daß fast jeder dritte Jugendliche einem 
Kollektiv angehört, das einen oder mehrere Vorschläge für den 
Jugendförderungsplan unterbreitet hat und fast jeder fünfte 
einem Kollektiv, das an der Plandiskussion 1975 mit konkreten 
Beiträgen beteiligt war. Das ist eine gute Grundlage zur wei­
teren Einbeziehung der Jugend in die betriebliche Demokratie 
und zu ihrer aktiven Teilnahme daran.
Tab. 7: Vorschläge des FDJ-Kollektivs für:
Gesamtgruppe ja, mehrere ja, einen nein das weiß
ich nicht
Jugendförderungs­
plan 22 7 29 41
Plandiskussion
1975 14 6 32 43
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Während jeweils nur ein Drittel der Jugendlichen die entspre­
chende Frage verneint, ist der Anteil der darüber nicht in­
formierten mit 41 % (Jugendförderungsplan) und 48 % (Plan­
diskussion) zu hoch. Es wird deutlich, daß die Aktivität der 
Kollektive zum Jugendförderungsplan in engem Zusammenhang 
mit den jeweiligen sozialen Teilgruppen steht.






Werktätige ges 22 7 29 41
Arbeiter 22 8 25 45
Angestellte 28 7 22 43
Intelligenz 31 4 31 34
Lehrlinge 16 7 42 35
Arbeiter und Lehrlinge geben gegenüber Angestellten und An­
gehörigen der Intelligenz bedeutend weniger an, Mitglied von 
Kollektiven zu sein, die mehrere Vorschläge zum Jugendför­
derungsplan gemacht haben. Eine deutlichere Differenzierung 
besteht im Grad der Uninformiertheit über die entsprechende 
Aktivität der FDJ-Gruppe: Angehörige der Intelligenz (34 %) 
und Lehrlinge (35 %) sind weniger informiert als Arbeiter 
(45 %) und Angestellte (43 %).
Ähnlich verhält es sich mit der aktiven Teilnahme an der 
Plandiskussion, auch wenn sie insgesamt etwas niedriger 
liegt.
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Werktätige ges 14 6 32 48
Arbeiter 14 8 25 53
Angestellte 14 4 29 53
Intelligenz 18 7 29 45
Lehrlinge 12 6 45 38
Als Besonderheit ist noch hervorzuheben, daß ebenso wie bei 
den Vorschlägen zum Jugendförderungsplan auch bei denen zur 
Plandiskussion die Differenz zwischen Informiertheit und 
tatsächlicher Aktivität bei den Lehrlingskoliektiven am größ­
ten ist, bei denen der jungen Arbeiter dagegen am geringsten! 
Daß diese Tatsache auf den notwendigen Erziehungsprozeß zur 
Einheit von Bewußtsein und Verhalten, Wort und Tat hinweist, 
wird bei den Differenzierungen der Lehrlinge nach den Lehr­
jahren positiv verdeutlicht: Die Anzahl der Jugendlichen, die 
über Vorschläge ihrer FDJ-Kollektive berichten können, steigt 
mit Zunahme der Lehrjahre kontinuierlich an (wobei der Grad 
der Informiertheit sich nicht wesentlich verändert)!
2.3. Nutzung betrieblicher Informationsmöglichkeiten
Die Mitwirkung der Jugend an der Verwirklichung volkswirt­
schaftlicher Aufgaben und ihre Teilnahme an der Leitung ge­
sellschaftlicher Prozesse hängt wesentlich mit vom Grad ihrer 
Informiertheit über die zu lösenden Aufgaben ab.
Beim Vergleich der Nutzung der "Informationen der Leiter über 
das betriebliche Geschehen" und der "Rechenschaftslegung der 
Leiter vor der Jugend (z.B. Treffpunkt Leiter)" durch junge 
Werktätige zeigt sich ähnlich wie bei der Teilnahme an der 
Diskussion des Jugendförderungsplanes und des volkswirtschaft­
lichen Planes der Betriebe: Die jugendspezifischen Formen der
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Information (bzw. der Mitwirkung) werden nicht so stark ge­
nutzt wie die allgemein-betrieblichen. Während zwei Drittel 
der von uns erfaßten jungen Werktätigen die Informationen 
der Leiter nutzten.(davon 46 % mehrmals im Verlaufe des 
ersten Halbjahres 1975), besuchten nur 41 % (davon 19 % 
mehrmals) die Rechenschaftslegungen der Leiter vor der Ju­
gend. Etwa die Hälfte derjenigen, die diese Informations­
möglichkeiten nicht nutzten (33 % bei der Leiterinformation 
bzw. 60 % bei den Rechenschaftslegungen vor der Jugend), be­
haupten, daß es so etwas in ihrem Betrieb nicht gibt.
Tab. 10: Nutzung von Informationsmöglichkeiten in den 
Betrieben




ja+ ) nein+ )
Rechenschaftslegung 
der Leiter vor der 
Jugend
ja+) nein*)





















+) Bei den positiven Antworten werden in Klammern die Ant- 
. wortverteilungen für "ja, mehrmals" (bezieht sich auf 
erstes Halbjahr 1975) angegeben. Bei den negativen Ant­
worten ist in Klammern die Antwortposition "nein, wird 
bei uns nicht durchgeführt" erfaßt.
Zwischen den einzelnen sozialen Teilgruppen bestehen hin­
sichtlich der Nutzung der Informationsmöglichkeiten Unter­
schiede. Die Informationen der Leiter werden von den Ange­
hörigen der Intelligenz insgesamt und der Häufigkeit nach 
am meisten genutzt. Auch die Angestellten heben sich noch 
deutlich durch häufigere Nutzung dieser Informationsmöglich­
keit ab. Am wenigsten nutzten Lehrlinge aller Lehrjahre die­
se Informationsmöglichkeit; sie geben zugleich am häufigsten
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(28 %) an, daß es so etwas bei ihnen nicht gibt. Auch hin­
sichtlich der Teilnahme an den Rechenschaftslegungen der 
Leiter vor der Jugend, bei der keine so große Differenzie­
rung zwischen den Teilgruppen feststellbar ist, nutzten 
die Angehörigen der Intelligenz diese Informationsmöglich­
keit am meisten. (Lehrlinge am wenigsten)
Zwischen einzelnen Bezirken bestehen hinsichtlich der Nutzung 
und auch der Häufigkeit der Nutzung der Informationsmöglich­
keiten keine Unterschiede. Die Nutzung in den einzelnen In­
dustriezweigen durch die berufstätige Jugend weist gering­
fügige Unterschiede auf (sie ist z.B. in der Bauwirtschaft 
schwächer entwickelt, im Binnenhandel/Außenwirtschaft stär­
ker als der Durchschnitt). Geschlechtstypische Differen­
zierungen treten nicht auf.
Die ideologische Position und die gesellschaftliche Aktivi­
tät der jungen Werktätigen differenzieren die Nutzung der 
betrieblichen Informationsmöglichkeiten in beträchtlichem 
Maße. Ideologisch gefestigte Jugendliche nutzen die Leiter­
informationen über das betriebliche Geschehen wesentlich stär­
ker und zugleich häufiger als ideologisch weniger gefestigte 
Jugendliche. Die ideologische Position der Jugendlichen ist 
auch in anderer Beziehung höchst aufschlußreich. Ideologisch 
gefestigte junge Werktätige geben weniger häufig an (7 %), 
daß es die genannten Informationsmöglichkeiten in ihrem Be­
trieb nicht gibt (ideologisch wenig profilierte Jugendliche 
zu 27 %). Man muß also annehmen, daß ein gewisser Teil der 
jungen Werktätigen, der die vorhandenen Informationsmöglich­
keiten aus den verschiedensten Gründen nicht nutzt, bewußt 
auf die Antwortposition 3 ausweicht und behauptet, es gäbe 
keine solchen Informationsmöglichkeiten.
Die gesellschaftliche Aktivität der jungen Berufstätigen 
differenziert die Untersuchungsresultate in gleicher Rich­
tung. FDJ-Funktionäre nutzen die Informationsmöglichkeiten 
häufigen als Nichtfunktionäre, und FDJ-Mitglieder (auch bei 
Lehrlingen) nutzen die Informationsmöglichkeiten häufiger
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als Nichtmitglieder der Jugendorganisation.
3. Vorschläge für Folgerungen und Empfehlungen
- Die Untersuchungsergebnisse beweisen, daß das neue Jugend­
gesetz in allen Teilgruppen der werktätigen Jugend eine 
große Resonanz gefunden hat. In der lebendigen Verwirkli­
chung dieses Gesetzes besitzen die staatlichen Leiter der 
verschiedensten Ebenen, die Leitungen der gesellschaftli­
chen Organisationen (besonders FDGB) und vor allem die Lei­
tungen der FDJ ein Instrument zur massenpolitischen Arbeit. 
Das Gesetz knüpft an den unmittelbaren Interessen der Ju­
gend an und fördert bei seiner schöpferischen Umsetzung 
unter den konkreten Bedingungen der Betriebe die Initiati­
ve der Jugend bei der Lösung volkswirtschaftlicher Aufgaben 
und bei der Teilnahme an der Leitung gesellschaftlicher Pro­
zesse im Betrieb und Wohngebiet.
- Die Leitungen (besonders der FDJ) dürfen bei der Einbe­
ziehung der Jugend in die Realisierung des Jugendgesetzes 
das Ziel nicht aus den Augen verlieren, daß es letztlich 
um die Stärkung des Klassenbewußtseins der werktätigen Ju­
gend geht. Die Ergebnisse belegen sehr eindeutig, wie stark 
ideologische Position und gesellschaftliche Aktivität der 
Jugendlichen ihre Einstellung zum Jugendgesetz bestimmen.
Die Aktivitäten der FDJ-Leitungen zur Durchsetzung des Ju­
gendgesetzes im Betrieb beschränken sich noch zu sehr auf 
die durch die Leitungen und einem kleinen aktiven Kern von 
Mitgliedern durchzuführenden Maßnahmen. Fast die Hälfte 
aller Jugendlichen gab an, von den Aktivitäten ihrer FDJ- 
Gruppe nichts zu wissen. Auch wenn das in diesem oder je­
nem Fall eine Entschuldigung für eigene Inaktivität ist, 
bleibt der Fakt, daß die aktive Gestaltung und Durchsetzung 
des Inhalts des Jugendgesetzes noch zu wenig Sache jedes 
einzelnen FDJlers ist.
VD - Z U  - 44/75
Die große Resonanz, die das neue Jugendgesetz unter der 
gesamten Jugend findet, wird jedoch nur dann handlungs­
wirksam. wenn der Grundsatz "Der Jugend Vertrauen und 
Verantwortung" in jedem Betrieb konkret umgesetzt und 
verwirklicht wird. Zwischen der großen Bedeutung des Ju­
gendgesetzes für die junge Generation und dom Grad der 
unmittelbaren Einbeziehung der Jugend, in die Beratung des 
Jugendforderungsplanes und in die Plandiskussion der Be­
triebe besteht ein Widerspruch, dessen Überwindung eine 
politische Aufgabe von großer Bedeutung ist.
Der Anteil derjenigen Jugendlichen, die bei der positiven 
Beurteilung der konkreten Jugendpolitik in ihren Betrieb 
(Vertrauen und Verantwortung) Einschränkungen geltend 
macht, ist noch verhältnismäßig hoch (fast jeder zweite 
Jugendliche der Untersuchungspopulation), das darf nicht 
übersehen werden. Hieran werden Reserven deutlich, die wir 
zur wirksameren Einbeziehung aller Jugendlichen besitzen.
Die werktätige Jugend erkennt ihre eigene Verantwortung 
und die ihrer FDJ-Organisationen und FDJ-Leitungen bei der 
Yerwirklichung bereits in hohem Maße, so daß die staatli­
chen Leiter und die gesellschaftlichen Kräfte bei ihren Be­
mühungen um die sinnvolle Einbeziehung der Jugend mit ent­
sprechender Resonanz rechnen können.
Die Einbeziehung der Lehrlinge in die Leitung volkswirt­
schaftlicher und gesellschaftlicher Prozesse entspricht 
nicht unseren Möglichkeiten und der politischen Aufgabe 
bei der Heranbildung des Nachwuchses der Arbeiterklasse.
Wie auch in früheren Untersuchungen des ZIJ zeigt sich, 
daß die Lehrlinge gegenüber den anderen jungen Werktätigen 
weniger an der innerbetrieblichen Demokratie beteiligt sind. 
Ein wesentlicher Grund scheint dabei die zu geringe Nutzung 
der Informationsmöglichkeiten bzw. die zu geringe Infor­
miertheit zu sein.
